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Beratungsfolge: Sitzung am: ö/nö: Zuständigkeit: 

Kreis- und Umweltausschuss 10.12.2018 öffentlich Entscheidung 

 
 
 
Grenzüberschreitender Linienverkehr zwischen dem Verkehrsverbund Rhein-
Sieg (VRS) und dem Landkreis Ahrweiler; Tarifantrag zum 01.01.2019 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreis- und Umweltausschuss ermächtigt die Verwaltung, dem Tarifantrag des 
VRS vom 05.11.2018 zuzustimmen, sobald ihr eine vom VRS unterzeichnete Ab-
sichtserklärung im Sinne des beigefügten Entwurfs vorliegt. 
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Darlegung des Sachverhalts / Begründung: 
 
Der VRS beabsichtigt, ab dem 01.01.2019 die Gültigkeit von JobTickets, Großkun-
denTickets, SchülerTickets, DualTickets, SemesterTickets und AbsolventenTickets 
für alle Inhaber dieser Tickets auf den Kreis Ahrweiler auszuweiten. Damit können 
auch Ticketinhaber mit Wohnsitz im VRS-Gebiet diese Fahrausweise im ÖPNV des 
Kreises Ahrweiler nutzen. Wegfallen soll in diesem Zusammenhang auch die bisheri-
ge Zuzahlung eines Aufpreises für JobTickets, deren Inhaber im Kreis Ahrweiler 
wohnen.  
 
Da diese Maßnahme Auswirkungen auf die Einnahmesituation der im Verkehrsver-
bund Rhein-Mosel (VRM) tätigen Beförderungsunternehmen und - über die Brutto-
verträge in den Linienbündeln Rhein-Ahr und Rhein-Brohltal - auch auf die des Land-
kreises Ahrweiler haben kann, wurden wir zu dem entsprechenden Tarifantrag des 
VRS vom 05.11.2018 von der Bezirksregierung Köln um Stellungnahme gebeten. 
 
Der VRS geht davon aus, dass wegfallende Einnahmen über eine Tarifanpassung 
von 3,7 bis 3,8% kompensiert werden. Ob dies zutrifft soll ein gemäß beigefügter Ab-
sichtserklärung in Auftrag zu gebendes Erlösgutachten belegen. Eine bisher vertrag-
lich geregelte Vorabzuscheidung von Erlösen für Verkehrsleistungen im VRM, die 
zum Teil auch auf die Verkehre in den Linienbündeln Rhein-Ahr und Rhein-Brohltal 
und damit den Kreis Ahrweiler entfallen, soll bis zur Auswertung des Erlösgutachtens 
und dessen Umsetzung weiter garantiert werden.  
 
Eine entsprechende Absichtserklärung befindet sich zwischen VRS, der Kreisverwal-
tung, dem VRM und dem ebenfalls beteiligten Zweckverband Schienenpersonen-
nahverkehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV-Nord) in der Abstimmung. Der Entwurf ist 
als Anlage beigefügt. 
 
Für weitere Fragen steht Herr Stephan Pauly, Geschäftsführer des VRM, in der Sit-
zung zur Verfügung. 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Harald Fuchs 
 
 
Anlagen zur Vorlage: Entwurf der Absichtserklärung 
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